
 
 

 
 

Wisch 
 
 

Planvorhaben: 6. Änderung FNP 
Stand:   26.05.2026 
 
 
Abwägungsvorschläge zu den folgenden Verfahrensschritten: 

 
• Beteiligung der Behörden und der 

Sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
sowie der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB: 
19.01.2026 – 20.02.2026 

 

• Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: 
19.01.2026 – 20.02.2026 

 
 
 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
 
- inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die folgenden Nach-
bargemeinden haben eine Stellungnahme abgegeben, in der inhaltliche relevante Belange 
vorgetragen sowie Anregungen und Hinweise mitgeteilt werden: 
 

Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

2 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 19.01.2026 

4 Breitbandzweckverband Probstei 20.01.2026 

14 Kreis Plön - Kreisplanung 19.02.2026 

17 

+ 

21 

Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus MWVATT 

20.02.2026 

19 

+ 

20 

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

Landesplanung 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

09.03.2026 

30 Vodafone GmbH 16.02.2026 

36 Landeskriminalamt SH, Kampfmittelräumdienst 20.01.2026 
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Teil II 
 

Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 

 

 
- keine Bedenken, Anregungen und Hinweise 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie folgenden Nachbar-
gemeinden haben eine Stellungnahme abgegeben, in der sie der Gemeinde mitteilen, dass 
sie keine Bedenken gegen die Planung sowie keine inhaltlich relevanten Anregungen und 
Hinweise vorzutragen haben.  
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde Datum der Stellungnahme 

6 Gasunie über BIL 12.03.2026 

13 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 20.02.2026 

16 Landesamt für Landwirtschaft – LLNL – Untere Forstbehörde 26.01.2026 

18 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 03.02.2026 

23 Schleswig-Holstein Netz AG 04.02.2026 

27 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstl. BW 24.02.2026 

32 Stadtwerke Kiel AG 11.02.2026 

33 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 12.02.2026 

37 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH 20.01.2026 

38 Ericsson Services GmbH 21.01.2026 

 
 

- keine Abgabe einer Stellungnahme 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die folgenden 
Nachbargemeinden sowie folgende Natur- und Umweltschutzvereinigungen haben  
keine Stellungnahme abgegeben: 
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

3 BUND Landesverband Schleswig-Holstein 

5 Deich- und Entwässerungsverband Probstei 

7 Gemeinde Schönberg 

8 Gemeinde Krokau 

9 Gemeinde Barsbek 

10 Gemeinde Wendtorf 

11 Gewässerunterhaltungsverband Schönberger Au 

12 Handwerkskammer Lübeck 

15 Landesamt für Umwelt 

22 NABU Schleswig-Holstein 

24 Verkehrsbetriebe Kreis Plön 

25 Wasserbeschaffungsverband Panker-Giekau 

28 Deutsche Post AG 
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Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

29 Deutsche Telekom Technik GmbH 

31 Dataport AöR 

34 Hauptzollamt Kiel 

35 Landesamt für Denkmalpflege 

 
 

Teil III 
Private Stellungnahmen / 

Natur- und Umweltschutzvereinigungen 
 
Es wurde eine private Stellungnahme abgegeben. 
 

Nr. Private Stellungnahme Datum der Stellungnahme 

P1 

(1) 

Privat 1 – AG-29 Arbeitsgemeinschaft  20.02.2026 

 

 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Inhaltliche relevante Belange, Anregungen und Hinweise 

 

Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

2 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 19.01.2026 

 Die überplante Fläche befindet sich in einem archä-
ologischen Interessengebiet. Dieses archäologische 
Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit ei-
nem erhöhten Aufkommen an archäologischer Sub-
stanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rech-
nen ist und dass das Archäologische Landesamt 
Schleswig-Holstein bei Maßnahmen mit Erdeingrif-
fen beteiligt werden muss (§ 12 Abs. 2 S. 6 DSchG 
SH 2015). 
 
Denkmale sind gem. § 8 Abs. 1 DSchG SH unab-
hängig davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst 
sind, gesetzlich geschützt. 
 
Wir stimmen der vorliegenden Planung zu.  
 
 
Das Archäologische Landesamt ist jedoch frühzeitig 
an der konkreten Planung von Maßnahmen mit Er-
deingriffen zu beteiligen, um prüfen zu können, ob 
zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und bei der Bauausführung be-
achtet werden. 
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Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal einge-
griffen werden wird und ob ggf. gem. § 14 DSchG 
SH archäologische Untersuchungen erforderlich 
sind. 
 
Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat 
gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für die Unter-
suchung, Erhaltung und fachgerechte Instandset-
zung, Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie 
die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse 
anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die 
Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers,  
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung ei-
ner oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kultur-
denkmal und die Fundstätte in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche 
Nachteile oder Aufwendungen von Kosten gesche-
hen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse  
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit. 
 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Rechtslage, die 
sich nach § 15 DSchG ergibt, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

4 Breitbandzweckverband Probstei 

Stellungnahme vom 20.01.2026 

 Der Breitbandzweckverband hat im Bereich des Ver-
bindungsweges „An der Heide – Alte Heidkate“ meh-
rere Leerrohrverbände am südlichen Rand des We-
ges liegen. 
 
Im Zuge erforderlich Baumaßnahmen könnte die 
Gemeinde über die Installation eines Hot Spots 
nachdenken. Hier würde der BZP beratend zur Seite 
stehen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

14 Kreis Plön – Kreisplanung 

Stellungnahme vom 19.02.2026 

 Zum jetzigen Verfahrensschritt wurden folgende Un-
terlagen vorgelegt:  
 
- Entwurf zur 6. Änderung des FNP – Planzeich-
nung, Stand: 27.10.2025  
 
- Entwurf zur 6. Änderung des FNP – Begründung, 
Stand: 05.11.2025  
 
- Machbarkeitsstudie Reise- und Wohnmobilstell-
platz Wisch – Skizze, Stand: 14.08.2023  
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Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

 
- Machbarkeitsstudie Reise- und Wohnmobilstell-
platz Wisch – Bericht, Stand: 12.11.2025  
 
  
Die Gemeinde Wisch beabsichtigt mit der vorliegen-
den Planung die 6. Änderung des Flächennutzungs-
planes, um die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für einen genehmigungsfähigen Wohnmobil-
stellplatz zu schaffen. Seit mehreren Jahren wird die 
betreffende Fläche nicht mehr ausschließlich als 
Saisonparkplatz genutzt, sondern widerrechtlich 
auch für Übernachtungen in Anspruch genommen. 
Es haben dazu bereits Gespräche zwischen  
Gemeinde, Amts- und Kreisverwaltungen und Lan-
desplanung stattgefunden.   
 
Den eingereichten Planunterlagen ist zu entneh-
men, dass keine baulichen Anlagen geplant  
sind. Aus Sicht der Ortsplanung bestehen daher 
keine Bedenken; Hinweise werden nicht  
vorgebracht. 
 
 
Fachbehördliche Stellungnahmen:  
 
Die UNB m.H. teilt mit:  
Aus der Sicht des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wird die geplante Ausweisung des 
Reisemobilstellplatzes auf dem bestehenden Sai-
sonparkplatz Heidkate ausdrücklich begrüßt.  
 
Diese geplante und im Vorwege mit der UNB abge-
stimmte Neuordnung führt zu einer erforderlichen 
Entlastung der geschützten Trockenrasenflächen 
westlich der K33.  
 
 
Die untere Wasserbehörde m.H. teilt mit:  
Seitens der uWB bestehen keine Bedenken gegen 
die vorliegende Änderung des F-Planes in der  
Gemeinde Wisch sofern die Schmutzwasserentsor-
gung ordnungsgemäß und technisch fachgerecht 
ausgeführt wird.  
 
Die Gemeinde Wisch ist für die Niederschlagswas-
serbeseitigung verantwortlich, die Pflicht der 
Schmutzwasserbeseitigung wurde an den Zweck-
verband Ostholstein übertragen. Der Schmutz- und 
Niederschlagswasseranschluss an die zentrale Ka-
nalisation, Behandlungsanlagen sowie die Abwas-
sereinleitung in die Gewässer hat entsprechend §§ 
8, 57, 60 und 83 WHG zu erfolgen.  
 
Gemäß AwSV bestehen gegen die o.g. 6. Änderung 
des F-Plans der Gemeinde Wisch, Kreis  
Plön zum aktuellen Planungsstand keine Bedenken.   
  
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Sie werden bei der Bauaus-
führung berücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 



6 

Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

Die untere Bodenschutzbehörde m.H. teilt mit:  
Im Plangebiet ist nach derzeitigem Kenntnisstand 
weder ein altlastverdächtiger Standort, noch ein Alt-
standort oder eine Altablagerung gemäß §§ 2 Abs. 
5 und Abs. 6 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) erfasst.  
 
Für zukünftig im Geltungsbereich geplante Bauvor-
haben ist Folgendes zu beachten:  
Sollten im Rahmen von Baumaßnahmen Auffällig-
keiten bezüglich schädlicher Bodenverunreinigun-
gen auftreten, ist die uBB unverzüglich zu informie-
ren.   
 
Sofern der Boden auf einer Fläche von mehr als 
3.000 m² durch Baumaßnahmen beeinflusst wird, ist 
ein Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 zu erstel-
len. Das Bodenschutzkonzept ist mit der uBB abzu-
stimmen und dieser spätestens einen Monat vor 
Vergabe der Bauleistungen unaufgefordert zur Prü-
fung vorzulegen.  
 
Gemäß § 1 BBodSchG ist die Funktionsfähigkeit des 
Bodens zu erhalten und zu fördern. Um das Auftre-
ten schadhafter Bodenverdichtungen zu verhindern, 
sind bei Baumaßnahmen auf unbefestigten und 
stark beanspruchten Flächen (insbesondere Zu-
fahrt/Baustraßen) Arbeitsgeräte mit breitem Ketten-
fahrwerk einzusetzen bzw. Lastverteilungsplatten 
auszulegen.  
Für Nivellierungsarbeiten ist bevorzugt Bodenmate-
rial aus dem Plangebiet zu nutzen. Spätere  
Grün-/Freiflächen sind nach Möglichkeit weder zu 
befahren, noch mit sonstigen Auflasten zu  
versehen.  
 
Sämtliches abgetragenes Bodenmaterial ist einer 
ordnungsgemäßen und möglichst standortnahen 
Verwertung/Entsorgung zuzuführen. Bei der Ver-
wertung oder Entsorgung bei dem Vorhaben anfal-
lenden Bodens sind die Anforderungen nach §§ 6-8 
BBodSchV bzw. der Ersatzbaustoffverordnung ein-
zuhalten.   
 
Seitens der uBB bestehen keine Bedenken gegen 
die vorliegende Planung.  
  
 
Die untere Bauaufsicht m.H. teilt mit:  
Der Zu- und Abfahrtsverkehr sollte so gelegt werden 
und abgesichert sein, dass diese wegen Verkehrs-
lärmbelästigungen nicht durch das Sondergebiet 
Wochenendhäuser führen (sh. B-Plan Nr. 5 und B-
Plan Nr. 11 mit den Straßen Alte Heidkate und Mit-
telweg zur K33).  
 
 
 
 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei 
dem geplanten Bauvorhaben nur ge-
ringfügige Bodenbewegungen anfallen 
werden, so dass ein Bodenschutzkon-
zept nicht erforderlich ist. 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das 
Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) nicht bei Bauleitplanun-
gen anzuwenden ist. Eine Flächenver-
siegelung bzw. eine Bodenbefestigung 
stellt keine 'schädliche Bodenverän-
derung' im Sinne des Bundesboden-
schutzgesetzes dar. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Sie werden bei der Bauaus-
führung berücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass bereits heute die Parkplatz-
flächen sowohl über die Straßen An d. 
Heide, Alte Heidkate sowie Mittelweg 
erschlossen werden. Weiterhin befindet 
sich bereits heute die Ver- und Entsor-
gungsstation für Wohnmobile an der 
Straße Alte Heidkate. An der derzeiti-
gen Erschließungssituation wird festge-
halten. 
 



7 

Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

Die Campingplatzaufsicht m.H. teilt mit:   
Bereits seit einigen Jahren ist die (widerrechtliche) 
Nutzung des Parkplatzes zu Übernachtungszwe-
cken bekannt (Az. 273/2014) und es wurde gemein-
sam mit der Gemeinde, der Amtsverwaltung und der 
Unteren Naturschutzbehörde nach Lösungen ge-
sucht.  
 
Die Aufstellung der 6. Änd. des F-Plans der Ge-
meinde Wisch, um eine Genehmigungsfähigkeit ei-
nes Wohnmobilplatzes zu schaffen, wird daher sei-
tens der Campingplatzaufsicht ausdrücklich be-
grüßt.  
 
Bei einem Wohnmobilplatz handelt es sich um eine 
Unterform eines Campingplatzes und die  
Landesverordnung über Camping- und Wochenend-
plätze (CWVO) ist anzuwenden.  
 
Für die Errichtung ist eine Baugenehmigung gem. § 
18 CWVO i.V.m. § 64 Landesbauordnung erforder-
lich.  
 
Grundsätzlich müssen auf Campingplätzen ausrei-
chend Waschplätze, Duschen, Toilettenanlagen so-
wie Geschirrspül- und Wäschespülbecken oder 
Waschmaschinen vorhanden sein. Auch ist eine 
ausreichende Anzahl an sanitären Einrichtungen 
barrierefrei herzurichten.  
 
Des Weiteren müssen Campingplätze u.a. eine aus-
reichende, dauerhaft gesicherte Versorgung mit 
Trinkwasser aus einer Wasserversorgungsanlage, 
eine ausreichende Beleuchtung, notwendige Erste-
Hilfe-Einrichtungen sowie eine jederzeit zugängliche 
und betriebsbereite Fernsprecheinrichtung aufwei-
sen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Während des Betriebes muss der Betreiber oder die 
Platzleitung ständig erreichbar sein.  
 
 
 
 
 
 
Nach § 14 CWVO kann die Bauaufsichtsbehörde 
Abweichungen für Campingplätze mit bis  
zu 50 Standplätzen, sowie für Campingplätze, die 
ausschließlich für die Aufstellung von  
Wohnmobilen bestimmt sind, zulassen, wenn die öf-
fentliche Sicherheit nicht beeinträchtigt wird.  
 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Der Reise- und Wohnmobilstell-
platz richtet sich primär an autarke 
Wohnmobile. Somit ist nicht geplant, 
sanitäre Einrichtungen herzustellen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Eine Ver- und Entsorgung für 
Reise- und Wohnmobile ist bereits an 
der Straße Alte Heidkate vorhanden 
und wird teilweise ausgebaut. Eine voll-
ständige Beleuchtung wird es auf dem 
Platz nicht geben, es ist lediglich ge-
plant an den Hinweistafeln, an den 
Parkscheinautomaten und/ oder im Be-
reich der Müllsammelplätze kleinere 
Beleuchtungen (maximale Höhe 
1,60m-1,80m) zur besseren Orientie-
rung herzustellen. Eine Erste-Hilfe-Ein-
richtung ist im DLRG-Gebäude vorhan-
den 
 
Auf Hinweistafeln wird darauf hingewie-
sen, dass es keinen ständigen Platz-
wart oder Personal vor Ort geben wird. 
In Notfällen sind die im Bereich des 
Strandes vorhandenen Notrufsäulen 
oder das eigene Mobiltelefon zu ver-
wenden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Es wird darauf hingewiesen, dass 
ein Wohnmobilplatz mit 44 Standplät-
zen für Reise- und Wohnmobilnutzer 
geplant ist. 
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Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

In der Begründung wird auf diese Punkte größten-
teils bereits Bezug genommen.  
Ein Ganzjahresbetrieb des Wohnmobilplatzes ohne 
die Öffnung der Toilettenanlage im DLRG-Gebäude 
während des ganzen Jahres wird kritisch gesehen 
(geplant ist die Öffnung der Toilettenanlage nur im 
Sommer).  
 
 
 
 
Eine Versorgung der Beleuchtung des Platzes bei 
einem Ganzjahresbetrieb lediglich mittels  
Solarenergie wird ebenfalls kritisch gesehen (zumin-
dest im Winterhalbjahr).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gem. § 7 Abs. 6 CWVO darf die Entfernung der vor-
zuhaltenden Feuerlöscher von jedem Standplatz 
nicht mehr als 60 m betragen. Voraussichtlich wer-
den mehr als die genannten 3–4 Feuerlöscher erfor-
derlich sein. Näheres wird im Baugenehmigungsver-
fahren geprüft werden.  
 
Ich weise zudem vorsorglich darauf hin, dass sämt-
liche Abweichungen im Baugenehmigungsverfahren 
(erneut) zu begründen sein werden.  
 
  
Weiteres Verfahren:  
Bitte kennzeichnen Sie im weiteren Verfahren Ände-
rungen in Text und Zeichnung gegenüber dem  
jeweils vorhergehenden Verfahrensschritt. Verse-
hen Sie bitte alle Entwurfsunterlagen mit dem Bear-
beitungsstand. Zu den kommenden Verfahrens-
schritten und auch für andere Bauleitpläne rege ich 
an, die Beteiligungen gem. §§ 3, 4 BauGB parallel 
auch netzgestützt über www.BOB-SH.de durchzu-
führen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde plant einen 
„naturbelassenen“ Reise- und Wohn-
mobilstellplatz, der sich in erster Linie 
an autarke Wohnmobile richtet. Vor die-
sem Hintergrund wird die saisonale Öff-
nung des DLRG-Gebäudes während 
der Sommermonate (Hauptsaison) als 
ergänzendes Angebot und insgesamt 
als ausreichend angesehen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde hält die ge-
plante Versorgung der Platzbeleuch-
tung mittels Solarenergie grundsätzlich 
für geeignet. Dabei ist vorgesehen, die 
Beleuchtung auf das notwendige Maß 
zu begrenzen und energieeffizient aus-
zuführen. Aufgrund des vorgesehenen 
naturbelassenen Charakters des 
Reise- und Wohnmobilstellplatzes so-
wie des voraussichtlich geringen Be-
leuchtungsbedarfs wird die gewählte 
Lösung auch für einen Ganzjahresbe-
trieb als ausreichend angesehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

17 

+ 

21 

Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr SH 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus MWVATT 

Stellungnahme vom 20.02.2026 

 Mit Schreiben vom 19.01.2026 haben Sie zu oben 
genannten Verfahren zur Abgabe einer  
Stellungnahme aufgefordert. Nachstehend erhalten 
Sie die Gesamtstellungnahme des Landesbetriebes 
Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 
(LBV.SH) und des Ministeriums für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
(MWVATT). 
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Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

Gegen die o. a. Bauleitplanung bestehen in straßen-
baulicher und verkehrlicher Hinsicht keine Beden-
ken. 
 
Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in der Ver-
waltung des LBV-SH liegen werden von  
der o. a. Bauleitplanung nicht betroffen. 
 
Hinweis von der Stabsstelle Baustellenkoordinie-
rung: 
Damit sich die Anbindung des Bebauungsgebietes 
an/über das klassifizierte Straßennetz und Material-
transporte für die Erschließung des Bebauungsge-
bietes nicht mit Baumaßnahmen des LBV.SH über-
schneiden, sind die Arbeiten zur Erschließung des  
Bebauungsgebietes im Vorwege mit der Baustellen-
koordinierung des LBV-SH abzustimmen. 
 
Die Abstimmung mit der Baustellenkoordinierung 
des LBV.SH hat über das Funktionspostfach  
baustellenkoordinierung@lbv-sh.landsh.de   zu er-
folgen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

19 

+ 

20 

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport – Landesplanung 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

Stellungnahme vom 09.03.2026 

 Mit Schreiben vom 19.01.2026 informieren Sie über 
die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Wisch.  
Ziel der Planung ist die Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für einen Wohnmobil-
stellplatz nördlich der Bebauung „Achtern Diek“ und 
westlich der Straße “Alte Heidkate“. Konkret sollen 
auf der Fläche 44 Stellplätze für Wohnmobile ge-
schaffen werden. Weitere Versorgungsanlagen sind 
auf der Fläche nicht vorgesehen.  
 
Bislang wird auf den Flächen bereits wild gecampt.  
Eine Übernachtung ist bislang nicht zulässig. Im Flä-
chennutzungsplan wird die Fläche als „Saisonpark-
platz“ sowie als Maßnahmenfläche dargestellt und 
soll in ein Sondergebiet, das der Erholung dient mit 
der Zweckbestimmung „Campingplatz als Reise- 
und Wohnmobilstellplatz“ geändert werden. Ein Be-
bauungsplanentwurf ist den Planunterlagen nicht 
beigefügt.  
 
Im Jahr 2022 fand zu der Überlegung im Bereich 
Heidkate einen Wohnmobilstellplatz zu entwickeln 
ein Planungsgespräch statt. Damals wurde von Sei-
ten der Landesplanung darauf hingewiesen, dass 
sich die Flächen im Bereich „Heidkate“ sowohl in ei-
nem Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung 
als auch in einem regionalen Grünzug befinden. Da-
mals sollte aus landesplanerischer Sicht aufgrund 
der Lage in einem regionalem Grünzug die Entwick-
lung eines Wohnmobilstellplatzes auf den  
siedlungsnäheren Flächen nördlich der Wochenend-
hausgebiete geprüft werden.   
 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der 
Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung ergeben sich aus der am 
17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungsplan Schleswig-Hol-
stein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP- 
VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch 
die Verordnung vom 5. Februar 2025 (GVOBl. Schl.-
H., 2025/28), dem Regionalplan für den Planungs-
raum III (Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite 49) sowie dem 
2. Entwurf der Neuaufstellung des Regionalplans für 
den Planungsraum II (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 
 
Der Plangeltungsbereich befindet sich nach den 
Festlegungen des geltenden Regionalplans für den 
Planungsraum III in einem Ordnungsraum für Tou-
rismus und Erholung, Vorbehaltsgebiet für Natur und 
Landschaft und im Bereich eines regionalen  
Grünzuges. Diese Festlegungen sind auch Gegen-
stand des 2. Entwurfs für den Regionalplan für den 
Planungsraum II für diesen Bereich (hier allerdings  
Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung). Die 
Fläche befindet sich nördlich abgesetzt von der Orts-
lage Wisch. 
 
Nach Kapitel 4.7.1 Abs. 3 LEP-VO 2021 soll dem 
Tourismus und der Erholung in den Schwerpunkt-
räumen besonderes Gewicht beigemessen werden. 
Dies soll bei der Abwägung mit anderen raumbe-
deutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben  
berücksichtigt werden. 
Maßnahmen zur Struktur- und Qualitätsverbesse-
rung sowie zur Saisonverlängerung sollen hier Vor-
rang vor einer reinen Kapazitätserweiterung des An-
gebots beziehungsweise dem Bau neuer Anlagen 
haben. Zusätzliche Kapazitäten sind möglich, wenn 
sie eine Struktur- und/oder Qualitätsverbesserung 
des Angebots bewirken. 
 
Nach Kapitel 6.3.1 Abs. 1 LEP-VO 2021 dienen die 
regionalen Grünzüge als großräumig zusammen-
hängende Freiflächen u.a. dem Schutz der Land-
schaft vor einer großräumigen Zersiedelung, der Si-
cherung und Entwicklung wertvoller Landschaftsbe-
reiche und der siedlungsnahen landschaftsgebun-
denen Erholung. Nach Kapitel 6.3.1 Abs. 4 LEP-VO 
2021 darf in den regionalen Grünzügen planmäßig 
nicht gesiedelt werden.  
 
Nach Kapitel 4.7.3 Abs. 6 LEP-VO 2021 sollen für 
Wohnmobile auf und vor Campingplätzen sowie an 
anderen geeigneten Standorten ausreichende 
Standplätze zur Verfügung gestellt. 
 
Der Plangeltungsbereich befindet sich im Bereich ei-
nes regionalen Grünzuges. In den regionalen Grün-
zügen soll planmäßig nicht gesiedelt werden. Inso-
fern befindet sich die vorgelegte Planung zunächst 
in einem Konflikt mit den Zielen der Raumordnung. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Dies wurde auch im o.g. Planungsgespräch erläu-
tert.  
 
In den Planunterlagen ist neben der Begründung zur 
Realisierbarkeit eines Reise- und Wohnmobilstell-
platzes auf dem Bedarfs- und Saisonparkplatz Heid-
kate bereits eine Machbarkeitsstudie und ein Be-
triebskonzept enthalten. Daraus geht hervor, dass 
auf dem Platz Übernachtungsmöglichkeiten für 2-3 
Tage geschaffen werden sollen und ansonsten auf 
weitergehende Infrastruktur, Versiegelungen und 
bauliche Anlagen verzichtet werden soll. Vielmehr 
sollen bereits bestehende Sanitäranlagen außerhalb 
des Plangeltungsbereichs genutzt werden. Die Pla-
nung soll dazu beitragen, das Problem des Wildcam-
pens zu lösen und ein legales und naturverträgliches 
Angebot zu schaffen. 
 
Die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Plön 
begrüßt in der Stellungnahme vom 19.02.2026 inso-
fern die Ausweisung des Wohnmobilstellplatzes auf 
dem bestehenden Saisonparkplatz, da die damit 
verbundene Neuordnung zu einer Entlastung der  
geschützten Trockenrasenflächen westlich der K33 
führen würde.  
 
Aus landesplanerischer Sicht wird insofern festge-
stellt, dass durch die Planung die Funktionsfähigkeit 
des regionalen Grünzuges an dieser Stelle nicht 
grundsätzlich beeinträchtigt wird. In diese Bewer-
tung fließt ein, dass 
 
• keine baulichen Anlagen, Versiegelungen oder Inf-
rastrukturen vorgesehen sind, 
• die aus naturschutzfachlicher Sicht konfliktärmere 
Fläche östlich der K 33 in Anspruch genommen wer-
den soll, 
• der weitere Siedlungsansatz der Ortslage Wisch 
ebenfalls östlich der K33 besteht, 
• keine grundsätzlich neuen Flächen durch die Pla-
nung in Anspruch genommen werden sollen und 
• die Planung in der Summe und in Verbindung mit 
den in den Planunterlagen genannten Kontrollen der 
Gemeinde zu einer Verbesserung der Situation bei-
tragen kann. 
 
Insofern können die landesplanerischen Bedenken 
hinsichtlich des regionalen Grünzuges  
sowie des Vorbehaltsgebietes für Natur und Land-
schaft in diesem Bereich zurückgestellt werden.  
 
Es wird bestätigt, dass der Planung keine Ziele der 
Raumordnung entgegenstehen.  
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfor-
dernisse der Raumordnung und greift  
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bau-
leitplanes nicht vor. Eine Aussage über  
die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist 
mit dieser landesplanerischen  
Stellungnahme nicht verbunden. 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Aus Sicht des Referates für Städtebau und Orts-
planung, Städtebaurecht, werden ergänzend fol-
gende Hinweise gegeben: 
 
• Unter Ziffer 6 der Begründung auf Seite 12 ist ver-
merkt, eine Alternativenprüfung für andere Stand-
orte werde nicht vorgenommen. Dennoch schließen 
sich Überlegungen an, die i.d.R. Inhalte einer Stand-
ortalternativenprüfung sind. Um die Rechtssicher-
heit des Plans zu erhöhen, sollten die Überlegun-
gen, warum sich die Gemeinde für den ausgewähl-
ten Standort entschieden hat, konkretisiert und in 
der Begründung erläutert werden. 
 
• Gemäß § 5 Abs. 1 BauGB ist in Bauleitplänen für 
das ganze Gemeindegebiet die Art der Bodennut-
zung (Grundnutzung) gemäß § 5 Abs. 2 BauGB dar-
zustellen. Für die grün umrandeten Flächen wird le-
diglich die Aufwertung des ausgewiesenen  
Bereiches ohne eigenständige, flächenhafte Dar-
stellung gemäß § 5 Abs. 2 BauGB vorgenommen. 
Es besteht einerseits die Möglichkeit, eine Grund-
nutzung (z.B. Grünfläche) zu ergänzen und die ge-
wählte „Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Na-
tur und Landschaft" beizubehalten oder andererseits 
die Worte „Umgrenzung von“ zu streichen, so dass 
„Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft" im 
Sinne des § 5 Abs. 2 Ziffer 10 BauGB dargestellt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planzeichenerklärung wird ange-
passt. 
 
 
 
 
 
 
 

26 Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz SH 

Stellungnahme vom 19.02.2026 

 Zum Entwurf über die 6. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Wisch nehme ich  
wie folgt Stellung: 
 
1 Stellungnahme 
 

a) Genehmigungserfordernis 
 

Das Plangebiet befindet sich direkt hinter dem Lan-
desschutzdeich. Ein Teil des Planbereichs liegt  
im 10-m Schutzstreifen des Landesschutzdeiches. 
Innerhalb des Schutzstreifens gelten die Nutzungs-
verbote gem. § 70 LWG. 
 
Nachfolgender Passus enthält auszugsweise die 
Nutzungsverbote die im Planbereich höchstwahr- 
scheinlich von Interesse sind. Ich bitte um Aufnahme 
des unten stehenden Absatzes als Hinweis.  
Bei Bedarf kann gerne eine Karte mit dem 10-m 
Schutzstreifen nachgereicht werden. 
 
Gemäß § 70 LWG ist „jede Benutzung des Deiches 
einschließlich seines Zubehörs, die seine  
Funktionsfähigkeit beeinträchtigen kann, (...) unzu-
lässig. Insbesondere ist es verboten, auf oder in  

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und in die Begründung aufgenom-
men. 
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dem Deich (…) (unter anderem) Anlagen zu errich-
ten oder wesentlich zu ändern, insbesondere  
Zäune, Brücken oder Deichtreppen zu errichten so-
wie Rohre oder Kabel zu verlegen, Bäume oder  
Sträucher zu pflanzen, Gräser oder Treibsel abzu-
brennen und Hunde mitzuführen, es sei denn,  
diese werden an kurzer Leine geführt“.  
Gemäß § 70 Abs. 3 LWG kann „die untere Küsten-
schutzbehörde (...) auf Antrag Ausnahmen von den 
Verboten des Absatzes 1 zulassen, wenn die Funkti- 
onsfähigkeit des Deiches nicht beeinträchtigt wird“. 
 

b) küstenschutzrechtliche Bauverbotsregelung 
 

Gemäß § 82 Abs. 1 Nr. 1 LWG dürfen bauliche An-
lagen „in einer Entfernung bis zu 50 Meter landwärts 
vom Fußpunkt der Innenböschung von Landes-
schutzdeichen (...) nicht errichtet oder wesentlich 
geändert werden.“ 
 
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb 
des 50 Meter Bauverbotsstreifens. 
 
Die Errichtung baulicher Anlagen innerhalb des 50 
Meter breiten Streifens unterliegt daher grund- 
sätzlich der oben genannten Bauverbotsregelung. 
 
Da gemäß der Begründung nicht geplant ist bauliche 
Anlagen zu Errichten und ein bloßes Parken  
von Autos keine bauliche Anlage darstellt, findet das 
Bauverbot keine Anwendung. Ich bitte dennoch um 
Aufnahme des Verbotes unter den Hinweisen. Bei 
Bedarf kann gerne eine Karte mit dem 50-m Bauver-
botsstreifen nachgereicht werden. 
 
Gemäß § 82 Abs. 1 Nr. 4 LWG dürfen bauliche An-
lagen „in den Hochwasserrisikogebieten an der  
Küste (§ 59 Absatz 1 Satz 2) nicht errichtet oder we-
sentlich geändert werden“.  
 
Das Plangebiet befindet sich gemäß den aktuell gel-
tenden, amtlichen Hochwasserrisiko- und  
Hochwassergefahrenkarten vollständig innerhalb 
der Hochwassergebietskulisse und unterliegt da- 
her grundsätzlich dem Bauverbot nach § 82 Abs. 1 
Nr. 4 LWG. 
 
Aufgrund der Lage hinter einem Landesschutzdeich 
findet das vorgenannten Bauverbot gemäß der ge-
setzlichen Ausnahme nach § 82 Abs. 2 Nr. 6 LWG 
für das Plangebiet jedoch keine Anwendung. 
 
Andere Bauverbote nach § 82 Abs. 1 LWG kommen 
nach gegenwärtiger Einschätzung nicht in Betracht. 
 
 
2 Hinweise 
 

 Das Vorhaben befindet sich in einem Gebiet, das 

grundsätzlich durch Sturmfluten gefährdet ist.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und in die Begründung aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Eine absolute Sicherheit ist auch hinter Landes-
schutzdeichen und anderen Küstenschutzanlagen 
nicht gegeben. 
 

 Bei der Umsetzung von Vorhaben in gefährdeten 

Bereichen bestehen gegenüber dem Land  
Schleswig-Holstein keine Ansprüche auf Finanzie-
rung oder Übernahme notwendiger Schutz- 
maßnahmen. 
 

 Allgemeine Informationen zum Thema der Hoch-

wasservorsorge (Objektschutz und bauliche  
Vorsorge) finden sich unter anderem in der Hoch-
wasserschutzfibel des Bundes. 
 
 
Sollten Sie zu einem oder mehreren der oben ge-
nannten Punkte noch Fragen haben, stehe ich Ihnen 
gern zur Verfügung. 

30 Vodafone GmbH 

Stellungnahme vom 16.02.2026 

 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
19.01.2026. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesell-
schaft(en) gegen die von Ihnen geplante Baumaß-
nahme keine Einwände geltend macht. Im Planbe-
reich befinden sich keine Telekommunikationsanla-
gen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung 
von Telekommunikationsanlagen ist in dem ange-
fragten Planbereich derzeit nicht geplant. 
 
Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom 
ausführenden Tiefbauunternehmen anzufordern. 
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar 
via Internet über die Seite: 
 
https://www.vodafone.de/immobilienwirt-
schaft/hilfe/planauskunft/index.html 
 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und 
Planauskünfte einholen. 
 
Bitte beachten Sie: 
Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Be-
standsnetz der Vodafone Deutschland GmbH / Vo-
dafone GmbH und Vodafone West GmbH angefor-
dert werden. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

36 Landeskriminalamt SH - Kampfmittelräumdienst 

Stellungnahme vom 20.01.2026 

 In der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht 
auszuschließen. 
 
Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Bau-
gruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom  
und Straßenbau ist die o. a. Fläche/Trasse gem. 
Kampfmittelverordnung des Landes  
Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu 
lassen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Die Untersuchung wird auf Antrag durch das 
 
          Landeskriminalamt 
          Dezernat 33, Sachgebiet 331 
          Mühlenweg 166 
          24116 Kiel 
durchgeführt. 
 
Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie 
sich frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in 
Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und  
Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezo-
gen werden können. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

 
 

Teil II 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Keine Bedenken, keine inhaltlich relevanten  

Anregungen und Hinweise 
 

Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

6 Gasunie GmbH über BIL 

Stellungnahme vom 12.03.2026 

 Sie haben bei BIL Leitungsauskunft eine Anfrage 
eingestellt. Ihre Anfrage "6. Änd. des FNP Wisch" 
(20260312-0419) wurde an die folgenden Teilneh-
mer zur Beantwortung übermittelt.  

 

Zuständige Teilnehmer : 

Keine zuständigen Teilnehmer 

 

13 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

Stellungnahme vom 20.02.2026 

 Wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteili-
gungsverfahren und die damit verbundene Möglich-
keit, eine Stellungnahme zur Wahrung der Interes-
sen der gewerblichen Wirtschaft abzugeben. 
 
Wir begrüßen die Planungen der 6. Änderung des 
Flächenentwicklungsplans der Gemeinde Wisch zur 
Neuordnung der Parksituation am Parkplatz Heid-
kate. Wir haben keine Hinweise oder Anmerkungen. 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

16 Landesamt für Landwirtschaft – LLNL – Untere Forstbehörde 

Stellungnahme vom 26.01.2026 

 Die Belange der Forstbehörde sind von der Aufstel-
lung der 6. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Gemeinde Wisch nicht betroffen. 
 
Es befindet sich kein Wald gem. § 2 (1) Satz 1+2 
LWaldG im Bereich des Plangebietes. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Bei den Waldgehölzen im Bereich des Plangebietes 
handelt es sich gemäß § 2 (1) Satz 3 Nr. 1. um in der 
Flur oder im bebauten Bereich gelegene kleinere 
Flächen, die nur mit einzelnen Baumgruppen, 
Baumreihen oder Hecken bestockt sind. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

18 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 03.02.2026 

 Aus unserer Sicht bestehen zu der o.a. Bauleitpla-
nung keine Bedenken bzw. Änderungswünsche. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

23 Schleswig-Holstein Netz AG 

Stellungnahme vom 04.02.2026 

 Wir haben die Unterlagen der Anfrage in Hinblick auf 
unsere Belange geprüft.  
 
Daraus ergeben sich für uns keinerlei Einwände.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

27 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Stellungnahme vom 24.02.2026 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht be-
einträchtigt.  
Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben 
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

32 Stadtwerke Kiel AG 

Stellungnahme vom 11.02.2026 

 Die oben aufgeführte 6. Änderung des Flächennut-
zungsplanes in der Gemeinde Wisch  haben die 
Stadtwerke Kiel AG sowie die Fachbereiche der 
SWKiel Netz GmbH hinsichtlich der stadtwerkeseiti-
gen Versorgungsleitungen und -anlagen geprüft und 
nehmen wie folgt Stellung:  
 
Es bestehen grundsätzlich keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

33 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 12.02.2026 

 Die mir im Internet zugänglichen Planunterlagen 
habe ich auf Belange des Landes  Schleswig-Hol-
stein als Träger Öffentlicher Belange im Sinne des  
§ 4 Baugesetzbuch  überprüft und erhebe hierzu 
keine Einwände, da keine Landesliegenschaften   
betroffen sind. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

37 Landesamt für Vermessung und Geoinformation SH 

Stellungnahme vom 20.01.2026 

 Ich bedanke mich für die Beteiligung bei der Pla-
nung.  
  
Aus meiner Sicht bestehen aus unserem Hause 
keine Bedenken gegen das Vorhaben, insofern mel-
det das Landesamt für Vermessung und Geoinfor-
mation Schleswig-Holstein (LVermGeo SH): Fehl-
anzeige.  
  
Diese Mitteilung stellt keine Vorprüfung für eine 
Richtigkeitsbescheinigung dar.  
  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Allgemeine Hinweise:  
  
Es wird auf den Schutz von Vermessungsmarken 
nach § 8 sowie auf den Schutz von Grenzmarken 
nach § 18 Abs. 5 aufgrund des Gesetzes über die 
Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 
(Vermessungs- und Katastergesetz – VermKatG) 
vom 12.05.2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 128) hingewie-
sen. 

38 Ericsson Services GmbH 

Stellungnahme vom 21.01.2026 

 Vielen Dank für Ihre Anfrage. 
  
Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen, An-
fragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten. 
  
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen 
hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen 
des Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbindun-
gen des Netzes der Deutschen Telekom.  
  
Bitte richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und Deut-
sche Telekom) ausschließlich per Email an die:  bau-
leitplanung@ericsson.com 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 

Teil III 
Private Stellungnahmen / 

Natur- und Umweltschutzvereinigungen 
 

 Stellungnahme Abwägungsentscheidung 

P1 

1 

Privat 1 –  AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerk. Naturschutzverbände 

Stellungnahme vom 20.02.2026 

 Vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu 
vorstehend genannter Planung.  

 
Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Natur-
schutzverbände verweisen hinsichtlich des  
Umfanges und des Detaillierungsgrades der Um-
weltprüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2)  
BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB festgeleg-
ten Standards.  

 
Die AG-29 behält sich vor, im weiteren Verfahren 
umfassend vorzutragen.   

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 


